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Vorwort

Der Druck auf den Wohnungsmarkt in deutschen Städten wird in den
kommenden Jahren nochmals zunehmen. Im selben Zuge werden die so-
zialen Erhaltungssatzungen und sozialen Erhaltungsverordnungen – ge-
rade in den Großstädten Deutschlands – an Bedeutung gewinnen. Schon
heute werden diese Satzungen bzw. Verordnungen in der Praxis als pro-
bates Mittel identifiziert, um Mieterinnen und Mieter dauerhaft in ihren
Mietverhältnissen und damit in ihrem gewohnten Lebensumfeld zu hal-
ten, lösen aber auf Seiten von Eigentümerinnen und Eigentümern auch
Belastungen aus.

Der vorliegende Erläuterungsband geht der Verwendung von sozialen
Erhaltungssatzungen und sozialen Erhaltungsverordnungen in der Praxis
ausgewählter Großstädte auf den Grund und legt ihre Zielrichtung wie
auch ihre funktionalen Grenzen offen. Er beschreibt ihre Voraussetzungen
und erklärt, wie soziale Erhaltungssatzungen und soziale Erhaltungsver-
ordnungen in der Praxis gesichert und vollzogen werden können. Zudem
ordnet er das städtebauliche Instrument verfassungs- und unionsrechtlich
ein, bevor Erwägungen zum Rechtsschutz das Gesamtbild abrunden.

Die Gestaltung des Fachbuchs orientiert sich an der juristischen Perspek-
tive seiner Zielgruppe: Rechtssuchende in Verwaltung, Wissenschaft, Justiz
und den beratenden Berufen. Darüber hinaus sollen Mieterinnen und Mie-
ter sowie Eigentümerinnen und Eigentümer wie auch deren Interessenver-
bände einen rechtlichen Kompass zum Recht der sozialen Erhaltungssat-
zungen und sozialen Erhaltungsverordnungen an die Hand bekommen.
Schließlich wurde bei der Darstellung das generische Maskulinum verwen-
det, wobei dies natürlich alle Geschlechter (m/w/d) gleichermaßen umfasst.

Naturgemäß unterlaufen auch bei sorgfältigster Arbeit Fehler. Ich hoffe
deshalb auf Anregungen und Kritik (martin.kment@jura.uni-augsburg.de).

Zu danken ist meinen wissenschaftlichen Mitarbeitern Herrn Felix Mül-
ler und Frau Anna Weininger für die Unterstützung bei formalen Anliegen
und Korrekturtätigkeiten, die sich während des Publikationsprozesses
zeigten. Ebenso danke ich einer wissenschaftsfördernden Stiftung für die
Unterstützung der Publikation. Schließlich gilt mein Dank Frau Elisabeth
Becker, die von Verlagsseite das Entstehen dieses Fachbuchs fürsorglich
begleitet hat.

Augsburg, April 2023 Martin Kment
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